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Sollen Frauen ins Militär?
Müssen sie?
Die Frage, ob Schweizerinnen bald einmal
Soldatinnen (und natürlich auch Offizierin-
nen) werden, ob sie nicht als Freiwillige,
sondern künftig als Dienstverpflichtete in
die Armee eingezogen werden sollen, ist
derzeit im Gespräch, aus verschiedenen
Gründen. Da ist einmal die Gleichberech-
tigungsinitiative, die nun zur Behandlung
ins Parlament geht. Vor allem die Kritiker
berufen sich gern missgestimmt auf den
Leitgedanken «gleiche Rechte, gleiche
Pflichten» und möchten sämtliche Frauen
möglichst umgehend in die RS oder einen
WK schicken, sozusagen zur Strafe. Zu
denken und zu diskutieren gibt ferner die
Studie der ehemaligen FHD-Chefin Andrée
Weitzel im Auftrag des EMD über den
möglichen Einsatz der Frauen im Gesamt-
Verteidigungskonzept. Da die Studie dem
Vernehmen nach vorliegt, aber «niemand»
etwas weiss, werden Spekulationen natür-
lieh ebenfalls angeheizt. Über die BSF-
Umfrage zum Thema Nationaldienst («Dem
Lande nützen und tausend neue Dinge
lernen») haben wir in der letzten Nummer
der «Staatsbürgerin» ausführlich berichtet.

Tagung der SPS-Frauen
Am 10. Mai veranstalteten die SPS-Frauen
in Bern eine Tagung zu eben diesem
Thema. Erinnern wir uns: den BSF-Frage-

bogen hatten sie demonstrativ unausgefüllt
zurückgeschickt und in einem deutlichen
Brief gegen die tendenziös-suggestive Fra-
gerei protestiert. Es hatte darin u. a. ge-
heissen: «Da wir jedoch von der Notwen-
digkeit des (übrigens traditionellen) Ein-
satzes der Schweizer Frauen in Katastro-
phenfällen überzeugt sind, schlagen wir
vor, eine zivile Organisation mit der Be-
Zeichnung Sozialdienst vorzusehen, die
sehr wohl mit einem zu schaffenden Zivil-
dienst auch für Männer gekoppelt werden
könnte. Diese Organisation dürfte jedoch
nicht den Militärinstanzen unterstehen. Wir
sind prinzipiell gegen den Einbezug immer
weiterer ziviler Kreise unter die Gesamt-
Verteidigung und gegen eine Aufblähung
des Militärapparates. Dagegen sind wir be-
reit, mitzuhelfen bei der Ausbildung der
Frauen für den Katastrophenfall.»

Diese Flaltung teilte die überwiegende
Mehrheit der um die 140 in Bern anwesen-
den SP-Frauen. Strikter äusserte sich die
Juristin Gret Fialler. Ihrer Meinung nach
wäre es verfehlt, die Armee einfach den
Männern zu überlassen. Sie fordert für
Männer und Frauen eine freie Wahl zwi-
sehen üblichem Militärdienst und einem
Sozialdienst. Beide Geschlechter sollten
genau die gleichen Rechte, Pflichten und
Betätigungsbereiche haben. Zu Beginn der
Tagung nannte der Freiburger Nationalrat
Félicien Morel, Mitglied der Eidgenössi-
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